
Editorial
Die Zukunft des Technikrechts - die Aufgaben der InTeR

Die Zeitschrift Innovations- und Technikrecht gibt es nun
seit 10 Jahren. Nimmt man einmal die Zeit der Diskussio-
nen über die Gründung der Zeitschrift, der Planungen, den
vielen redaktionellen Vorbereitungen dazu, so fällt die
Gründung in die Anfänge von Industrie 4.0.
Im Fokus von Industrie 4.0 stehen die intelligenten Objekte,
Maschinen bis hin zu Alltagsgegenständen, die sich selbst
steuern und über das Internet eigenständig
Informationen austauschen können, um dann
entsprechende Aktionen auszulösen. Ermög-
licht wird dies durch die Integration von Pro-
zessoren, Kommunikationsmodulen und Sen-
soren in zahlreichen Gegenständen bis hin zu
ganzen Maschinenanlagen.
Wie schon bei Industrie 1.0, der Erfindung
und der breiten Anwendung der Dampf-
maschine, sind bei positiver Betrachtung die
neuen Maschinen, die neuen Kommunikati-
onsmöglichkeiten und die Entwicklung und
Weiterentwicklung der künstlichen Intelli-
genz in der Lage und hoffentlich auch dafür
entwickelt, den Menschen das Leben bequemer zu machen.
Der französische Philosoph und Staatstheoretiker Montes-
quieu schrieb in seinen fiktiven persischen Briefen: „Der
Luxus ist nur begründet auf den Bequemlichkeiten, die
man sich durch die Arbeit anderer gibt“.
Diese Ansicht wird durch technische Evolutionen und – bei
4.0 spricht man davon – technische Revolutionen ein or-
dentliches Stück widerlegt. Die geplante 4-Arbeitstage-
Woche bzw. die damit erreichte „Bequemlichkeit“ beruht
wesentlich auf neuer Technik.
Industrie 4.0 hat aber noch etwas anderes bewirkt und
dafür ist diese Zeitschrift der beste Beweis.
Es scheint in der Jurisprudenz einen Paradigmenwechsel
gegeben zu haben. Rechtswissenschaft interessiert sich
auch für Technik. Juristische Fakultäten werben mit „auch
wir können Technik“, so stand es jüngst in einer Broschüre
einer Bayerischen Juristischen Fakultät. An zahlreichen ju-
ristischen Fakultäten wird bereits Technikrecht gelehrt. Die
vieldiskutierte Frage ist dabei, ob das Recht mit der neuen

Entwicklung auch Schritt halten kann oder ob der tech-
nischen Revolution nicht auch eine in vielen Rechtsgebie-
ten folgen muss. Man scheint schon erschrocken zu sein
über die vielen neuen technischen Möglichkeiten, die mit
Industrie 4.0 verbunden sind und es fällt schwer, sie in
rechtliche Kategorien einzuordnen. Das liegt zu einem gro-
ßen Teil daran, dass der bisher schleichende Prozess der

Weiterentwicklung von Technik gegenwär-
tig durch eine revolutionäre Fortentwick-
lung abgelöst wird. Das juristische Unbe-
hagen entsteht, weil die in unserem aka-
demischen Recht regelmäßig aufgeführten
abstrakten Regelungen über Jahrzehnte in
vielen Bereichen – man kann gut und gerne
von einem Jahrhundert sprechen – auf sich
langsam entwickelnde und in ihren Grund-
fertigkeiten vielfach sich nicht veränderte
Technologie bezogen war. Man kann fol-
gern, dass die Rechtspraxis immer noch eine
Verbindung zwischen tradierter Technik und
dem Recht sieht, die auf die neue Technik

nicht übertragbar ist.

Der Autor hat bereits in dieser Zeitschrift darüber geschrie-
ben, dass für viele neue technische Bereiche bekannte
rechtliche Kategorien genügen, soweit man deren Grund-
lagen bzw. die Normzwecke auch kreativ hinterfragt.

Das wird diese Zeitschrift in Zukunft weiter leisten bzw. es
wird weiterhin eine intensive Auseinandersetzung mit den
neuen Technologien erfolgen und diese Auseinanderset-
zung wird dem Zweck der Zeitschrift entsprechend in Zu-
sammenhang mit rechtlichen Kategorien geführt. Man
kann die Folgerung wagen, dass eine Electronic Person
wahrscheinlich nicht erforderlich sein wird, weil hinrei-
chend Verantwortliche bzw. Haftungsträger hinter den ent-
sprechenden Algorithmen stehen. Es wird aber auch fest-
gestellt werden, dass man mit Kausalitätsfragen im Haf-
tungsrecht große Schwierigkeiten haben wird, wo Maschi-
nen miteinander vernetzt sind und verschiedene
Algorithmen unterschiedlicher Hersteller auf ein gemein-
sam gefertigtes Produkt wirken.
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Ein ganz bedeutsames Problem liegt bzw. wird darin liegen,
die Haftungsvoraussetzungen für den Hersteller innovati-
ver Produkte zu bestimmen; jeder neuen Technik liegen
Geburtsfehler zu Grunde, wie sorgfältig auch produziert
wird und wie gründlich eine Risikoabwägung erfolgt ist.
Eine grundlegende Rechtsfrage geht dahin, wie künftig die
Risikobereiche zwischen den Produzenten und den Kon-
sumenten verteilt werden sollen. Eine im Hinblick auf die
Einführung neuer Technologien wohl nur negativ zu be-
wertende Entscheidung ist das Strom-Urteil des BGH (BGH
NJW 2014, 2106). Dort wurde der Stromlieferant wegen der
zu hohen Spannung des Stroms und daraus folgende Schä-
den bei Geräten der Abnehmer zum Schadensersatz ver-
urteilt, obwohl alle zur Verfügung stehende Technik zur
Vermeidung eingesetzt worden war. Es wurde nicht darauf
abgestellt, dass hundert Prozent fehlerfreier Strom nicht
lieferbar ist.
Bezogen auf die neuen Technologien würde dies bedeuten,
dass es keinen Fehler geben darf, auch wenn er für den

Hersteller unvermeidbar, nicht einmal voraussehbar war.
Ein Verbot von zu Industrie 4.0 gehörenden sehr komple-
xen Systemen wäre in heutiger Zeit volkswirtschaftlich
unvertretbar; die Schlüsselindustrien sind auf den Einsatz
derartiger Systeme angewiesen, andernfalls wären sie im
internationalen Wettbewerb unterlegen.
Es wird künftig darum gehen, die Zertifizierungen auf die-
sem Gebiet zu optimieren und es muss in der Rechtspre-
chung deutlicher zum Ausdruck kommen, dass auch das
Produkthaftungsgesetz keine Kausalhaftung begründet
und die Fehlerdefinition in § 3 dieses Gesetzes auch die
Erwartungshaltung der Konsumenten mit einbezieht und
etwas Unmögliches, außerhalb der technischen Möglich-
keiten Liegendes, kann niemand erwarten.

Prof. Dr. Dr. Jürgen Ensthaler*

* Mehr über den Autor erfahren Sie auf Seite III.

Aufsätze
Prof. Dr. Dr. Karl-Heinz Ladeur, Hamburg*

Datenschutz in der „Gesellschaft der Netzwerke“
– Die automatische Datenanalyse durch die Polizei vor dem
Bundesverfassungsgericht –

Das BVerfG hat am 10.2.2023 eine weitere Entscheidung
zum Datenschutz gegenüber digitalen Systemen (automati-
sierte Datenanalyse der Polizei) gefällt. Der Beitrag versucht
zu zeigen, dass die Herangehensweise des Gerichts vom
Denken der vor-digitalen Gesellschaft bestimmt ist. Die Ent-
scheidung ist – wie die bisherige Rechtsprechung zum Da-
tenschutz – überkomplex und missachtet den Wandel der
Wissenssysteme in der „Gesellschaft der Netzwerke“. Es
wird eine Alternative skizziert.

I. Ist der Datenschutz noch verhältnismäßig?

Hans Peter Bull hat in seiner kleinen Schrift über „Sinn und
Unsinn des Datenschutzes“1 mit Recht darauf aufmerksam
gemacht, dass im Datenschutz die Fähigkeit zur Unterschei-
dung zwischen Wesentlichem und Unwesentlichem sich
grundsätzlich in der bloßen Abstufung der Anforderungen
an die Art und Tiefe der gesetzlichen Regelung und konkret
in einer sicher weltweit einmaligen Vielzahl und Vielfalt
von gesetzlichen Ermächtigungsnormen und den Formen
ihrer Begrenzung verliert. Das jüngste Urteil des BVerfG2

zur Zulässigkeit der automatisierten Datenanalyse für Zwe-
cke der polizeilichen Gefahrenabwehr und der Strafverfol-
gung3 belegt diese Tendenz. Obwohl das Gericht die durch

die Verfassungsbeschwerden gegen Vorschriften der Poli-
zeigesetze Hamburgs, § 49 HmbPolDVG, und Hessens,
§ 25a HSOG, auch aufgeworfene Frage nach den Möglich-
keiten und Grenzen von „predictive Policing“4 für unzuläs-
sig gehalten hat, weil diese Variante der informationstech-
nologischen Polizeiarbeit noch nicht eingesetzt werden
sollte, hat es sie nicht nur implizit doch beantwortet.5 Das
BVerfG knüpft in seinem Urteil im Übrigen den Einsatz der
„automatisierte Analysen“ von Daten an so viele unter-
schiedliche Voraussetzungen, dass sich am Ende die Frage
stellen wird, welche Nutzungsmöglichkeiten der Polizei
bleiben und wie der Gesetzgeber eine praktikable Regelung
überhaupt fassen sollte.6 Damit folgt die Entscheidung der
bisherigen Linie, die von der Annahme der größtmöglichen
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* Mehr über den Autor erfahren Sie auf Seite III.
1 Bull, Sinn und Unsinn des Datenschutzes, 2015, S. 19; vgl. auch schon

ders., Informationelle Selbstbestimmung – Vision oder Illusion?,
2009, insbes. S. 29 ff.; 45 ff.

2 BVerfG, 16.2.2023, 1 BvR 1549/19.
3 Allg. Momsen/Rennert, KriPoZ 2020/3, 160; für die USA Ferguson,

Wash. Univ. LR 94 (2017), 1109.
4 Dazu nur Kuhlmann/Trute, GSZ 2021, 103.
5 BVerfG, 16.2.2023, 1 BvR 1547/19Rn. 98 ff. des Urteils, insbes.

Rn. 100. Darauf wird im Folgenden nicht vertieft eingegangen. Dies
wäre ein neues Thema; vgl. nur Kuhlmann/Trute, GSZ 2021, 103.

6 Ob man deshalb in der Entscheidung zum BKA-Gesetz, BVerfG, 20.4.
2016, 1 BvR 966/09 u.a., BVerfGE 141, 220 eine „enzyklopädische
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